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Editorial
Der digitale Tod – eine Aufgabe
f!r den Gesetzgeber

Am Anfang stand ein Liebesbrief.
Keine Liebesemail, wie man beim
Stichwort »Digitaler Nachlass«
meinen kçnnte, sondern ein klas-

sischer Brief abgelegt oder gar versteckt auf dem Dachbo-
den des – verstorbenen – Empf!ngers. Wem gehçrt der
Brief eigentlich? Dem Erben des Empf!ngers, seiner Ehe-
frau also, wenn diese auf der Grundlage des so beliebten
Berliner Testaments ihren Gatten beerbt hat? Oder der
Absenderin, die sicherlich nicht gewollt h!tte, dass ihre
der !ußeren Form nach zwar papierenen, ansonsten aber
gar nicht drçgen Schw"re in die H!nde falscher Personen
fallen? Mit diesen Fragen hat Herr Kollege Prof. Br!u-
tigam die Zuhçrer seines Vortrages beim 7. Deutschen
Erbrechtstag vor einem Jahr vom Dachboden des Erblas-
sers in die digitale Welt entf"hrt. Er fragte weiter: Wie
stellt sich die schwierige Eigentumsfrage bei der Email
des Erblassers, die nicht auf dem Server des Empf!ngers,
sondern des Providers liegt? Besteht eine Heraus-
gabepflicht des Providers? Wem gegen"ber? Weiß der
Provider, wessen Anspr"che er erf"llen soll, stellt sich
ihm die Frage, ob er erf"llen darf. Oder steht dem etwa
das Fernmeldegeheimnis entgegen? Fragen "ber Fragen.

Einige Antworten hat Prof. Br!utigam bei seinem Vortrag
gegeben. Er hat jedenfalls mit seinem Referat und der vo-
rangegangenen Pressekonferenz das Thema »Digitaler
Nachlass« der Fachçffentlichkeit und auch dem breiten
Publikum erschlossen. Einen Tag nach seinem Vortrag
war ein Beitrag von Wolfgang Janisch zum Digitalen Nach-
lass auf der ersten Seite der S"ddeutschen Zeitung zu le-
sen. Auch an dieser Stelle (vgl. die Editorials aus August
2011 von Wolfram Theiss und November 2011 von Alexan-
der Knauss) wurde das Thema schon behandelt. Recht-
sprechung und Literatur dagegen befassen sich mit dem
Thema nicht vertieft. Die – knappen – Hinweise von Weid-
lich (in seiner erbrechtlichen Kommentierung im Palandt
zu § 1922 BGB) enthalten die Feststellung, dass im Be-
reich von Internet und Email kaum Klarheit best"nde. Sei-
nen Erl!uterungen schließt sich die Einladung an, den Bei-
trag von Hoeren aus der NJW 2005, 2113 zu lesen.

Angeregt durch die Diskussion auf dem 7. Deutschen Erb-
rechtstag sahen sich mehrere Gesetzgebungsaussch"sse
und Arbeitsgemeinschaften im Deutschen Anwaltverein
veranlasst, der Frage nachzugehen, ob die derzeitigen ge-
setzlichen Regelungen ausreichen, um die Probleme des

digitalen Nachlasses zu lçsen. Vor kurzem wurde das Er-
gebnis der gemeinsamen #berlegungen – in Form eines
Gesetzgebungsvorschlages – verçffentlicht (nachzulesen
auf der Internetseite des DAV). Die Arbeit der gemein-
samen Kommission, zusammengesetzt aus Vertretern der
Gesetzgebungsaussch"sse bzw. Arbeitsgemeinschaften
Erbrecht, Informationsrecht, Verfassungsrecht und Infor-
mationstechnologie hat der Pr!sident des DAV, Herr Prof.
Ewer, anl!sslich des DAT in D"sseldorf der Presse vor-
gestellt. Die Kommission sieht keinen Regelungsbedarf
im Erbrecht. Die »Erbrechtler« (federf"hrend die Schrift-
leiterin der ErbR, Frau Kollegin Dr. Herzog) betonen,
dass die Emails des Verstorbenen auf den Erben gem.
§ 1922 BGB "bergeben, der Erbe also einen Anspruch
auf #bermittlung auch der Emails hat, die (noch) auf
dem Server des Providers liegen. Dieser muss aber
das »Telekommunikationsgeheimnis« wahren. Deshalb
schl!gt der DAVeine Neuregelung des § 88 Telekommuni-
kationsgesetz (TKG) vor. Die Neuregelung soll den Pro-
vidern erlauben, den Erben in gleicher Weise Zugang zu
den bei ihm gespeicherten Daten zu gew!hren wie dem ur-
spr"nglichen Teilnehmer. Ferner sieht der Vorschlag vor,
dass Festnetzvertr!ge auf die Mitbewohner des verstorbe-
nen Teilnehmers "bergehen; der Vorschlag lehnt sich an
die vergleichbare Regelung im Mietrecht an. Ob der Ge-
setzgeber tats!chlich reagiert, ist offen. Eine erste $uße-
rung (des f"r das Erbrecht zust!ndigen Vertreters des
BMJ) anl!sslich einer Podiumsdiskussion auf dem Deut-
schen Anwaltstag spricht eher nicht daf"r. Herr Dr. Meyer
wird in dem FAZ-Artikel von Corinna Budras wie folgt zi-
tiert: »Mir scheint, dass alle Beteiligten ihre Probleme gut
lçsen kçnnen.« – und zwar, wie Meyer meint, ohne gesetz-
liche Neuregelung. Wie sehen Sie das? Stimmen Sie dem
Befund von Prof. Mayen, Pr!sident des Deutschen Juris-
tentages und Teilnehmer der Podiumsdiskussion auf dem
Anwaltstag zu, wonach aus dem Fehlen konkreter Be-
schwerden von Verbrauchern nicht der Schluss gezogen
werden kçnne, es bestehe kein rechtliches Problem? Nur
wenn wir Praktiker den Finger heben, wenn Sie in Ihren
Mandanten (eben doch) Regelungsbedarf erkennen,
kann der Gesetzgeber sensibilisiert werden. Ich w"rde
mich deshalb sehr freuen, wenn Sie uns – der Arbeits-
gemeinschaft Erbrecht im DAVoder dem Gesetzgebungs-
ausschuss – Ihre Erfahrungen berichten kçnnten.

Mit besten Gr"ßen

Ihr

Andreas Frieser
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